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Der Bundesminister 
für das Post- und Fermeidewesen 

II T 3 4242 - 0 


Bonn, den 20. Juli 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Eintragung der niedergelassenen Ärzte in den amt- 
lichen Fernsprechbüchern 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 12. März 1965 
-Drucksachen IV/1969 r IV/3096 — 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 172. Sitzung am 12. März 
1965 folgenden Antrag angenommen: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

durch Verwaltungsmaßnahmen sicherzustellen, daß in den 
amtlichen Fernsprechbüchern die Namen aller niedergelas- 
senen Ärzte in geeigneter Weise drucktechnisch hervor- 
gehoben werden. 

Ich darf zunächst kurz die Vorgeschichte dieses Antrags schil- 
dern. 

Die Bundesärztekammer bat mich erstmals mit einem Schreiben 
vom 3. Januar 1963, die Einträge der Ärzte in den amtlichen 
Fernsprechbüchern durch Fettdruck besonders hervorzuheben. 
Sie teilte mit, es sei ihr bekannt geworden, daß Unternehmen 
der gewerblichen Wirtschaft im amtlichen Fernsprechbuch durch 
Fettdruck hervorgehoben würden, und daß eine gleiche Her- 
vorhebung der Ärzte notwendig sei. 

Der Eindruck einer drucktechnischen Hervorhebung der Ein- 
träge von Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft war fol- 
gendermaßen entstanden: 

Ab Ausgabe 1961/62 wurde in den amtlichen Fernsprechbüchern 
bei mehreren untereinander aufgeführten Einträgen mit dem 
gleichen Suchwort - das ist der Familienname - das Suchwort 
nur im ersten Eintrag ausgeschrieben und in den folgenden 
Einträgen durch einen Bindestrich als Wiederholungszeichen 
ersetzt. Der Bindestrich kann aber den Familiennamen nur er- 
setzen, wenn er allein steht, nicht jedoch, wenn er als Bestand- 
teil eines Firmennamens erscheint, z. B. Müller & Co; d. h. der 
im Handelsregister eingetragene Firmenname Müller & Co 
wird innerhalb einer Reihe von Bindestrichen, die den Familien- 
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namen Müller ersetzen, ausgeschrieben und erscheint dadurch 
als hervorgehoben, der Firmenname wird aber nicht fetter ge- 
druckt als die Familiennamen. Diese Hervorhebung kann nur 
bei Einträgen in großen Ortsnetzen auftreten, weil nur dort so- 
viele Teilnehmer gleichen Namens eingetragen werden, daß 
Wiederholungsstriche auftreten, und nur bei Firmen, deren 
Name mit einem Familienname beginnt. Eine bewußte Hervor- 
hebung von Einträgen ist also auf diese Weise nicht möglich. 
Darüber hinaus ist geplant, die Herstellung der amtlichen Fern- 
sprechbücher auf ein photochemisches Verfahren umzustellen, 
bei dessen Einführung die Wiederholungsstriche für häufiger 
vorkommende Familiennamen zukünftig entfallen. 

In meinem Antwortschreiben an die Bundesärztekammer vom 
18. Januar 1963 und in dem nachfolgenden Schriftwechsel habe 
ich der Bundesärztekammer den Sachverhalt erläutert und auch 
auf die verschiedenen Möglichkeiten hingewiesen, die sich für 
das schnelle Auffinden eines Arztes bieten. So kann über die 
Notrufnummern, die auf der Titelseite und am Beginn jedes 
Ortsnetzes angegeben sind, in Notfällen ein Arzt erreicht 
werden; in den Branchenverzeichnissen sind die Ärzte zusam- 
mengefaßt eingetragen; in großen Ortsnetzen gibt ein beson- 
derer Ansagedienst die Rufnummern von dienstbereiten Ärzten 
und Apotheken bekannt; daneben kann auch die Fernsprech- 
auskunft in Anspruch genommen werden. Außerdem wurde 
inzwischen ein Lesezeichen für das amtliche Fernsprechbuch 
eingeführt, auf dem Teilnehmer für sie wichtige Rufnummern 
eintragen können, u. a. die Rufnummer des nächsten Arztes. 

Am 9. Mai 1963 und am 24. Januar 1964 wurde die Angelegen- 
heit auch in der Fragestunde des Deutschen Bundestages be- 
handelt. Dabei wurde am 9. Mai 1963 von Herrn Abgeordneten 
Erler der Vorschlag gemacht, die Ärzte unter dem Stichwort 
„Ärzte" im amtlichen Fernsprechbuch aufzuführen. Schließlich 
wurde obiger Antrag im Bundestag eingebracht. 

Wie sich aus dem Bericht und aus dem Sitzungsprotokoll des 
federführenden damaligen Ausschusses für Verkehr, Post- und 
Fernmelde wesen ergibt, sollten die Ärzte durch eine „Ärzte- 
tafel", d. h. durch den Eintrag der Ärzte unter dem Stichwort 
„Ärzte" „drucktechnisch hervorgehoben werden". 

Nach den Bestimmungen der Fernsprechordnung, die auch mich 
binden, werden Fernsprechteilnehmer von Amts wegen mit 
einem Haupteintrag in das amtliche Fernsprechbuch eingetra- 
gen. Bei den Haupteinträgen sind für jeden Hauptanschluß bis 
zu drei aufeinanderfolgende Druckzeilen gebührenfrei. Daneben 
kann der Teilnehmer Nebeneinträge beantragen, für die Ge- 
bühren erhoben werden. 

Nach diesen Bestimmungen besteht für die Ärzte die Möglich- 
keit, sich 
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a) nur unter ihrem Namen 

b) nur unter dem Stichwort „Ärzte" oder 

c) an beiden Stellen 

in das amtliche Fernsprechbuch eintragen zu lassen. Wird ein 
Arzt an beiden Stellen eingetragen, so ist einer der Einträge 
ein Nebeneintrag, für den die bestimmungsgemäßen Gebühren 
entrichtet werden müssen. Das Stichwort „Ärzte" habe ich für 
das amtliche Fernsprechbuch zugelassen, und meine Dienst- 
stellen sind angewiesen, die Ärzte so einzutragen, wie es von 
diesen gewünscht wird. 

Wenn die „Ärztetafel" ihren Zweck voll erfüllen soll, muß sie 
vollständig sein, d. h. alle niedergelassenen Ärzte müssen in 
der Ärztetafel eingetragen sein. Die Deutsche Bundespost kann 
jedoch weder einen Arzt zwingen, sich an beiden Stellen im 
amtlichen Fernsprechbuch eintragen zu lassen und damit die 
Gebühren für einen Nebeneintrag zu übernehmen, noch kann 
sie auf die Gebühren für den Nebeneintrag verzichten. Wenn 
ein Arzt sich jedoch nur an einer Stelle eintragen läßt, muß 
die Deutsche Bundespost ihm freistellen, an welcher Stelle er 
eingetragen sein möchte. 

Die Bundesärztekammer hat wiederholt mündlich und schrift- 
lich sowie auch in Veröffentlichungen erklärt, es gebe keine 
Möglichkeit, die Ärzte zu zwei Einträgen im amtlichen Fern- 
sprechbuch zu verpflichten, wenn für den Zweiteintrag Ge- 
bühren erhoben würden, und die Bundesärztekammer selbst 
könne die Kosten nicht übernehmen. Darüber hinaus betonte 
die Bundesärztekammer, wenn nicht alle niedergelassenen 
Ärzte in gleicher Weise an zwei Stellen im amtlichen Fern- 
sprechbuch eingetragen würden, dürfe auch der einzelne Arzt 
keinen zweiten Eintrag beantragen, denn durch einen bezahlten 
Zweitantrag erziele er gegenüber Kollegen mit nur einem Ein- 
trag einen Werbeeffekt, der nach der ärztlichen Berufsordnung 
verboten sei. 

Unter diesen Voraussetzungen muß die Ärztetafel unvoll- 
ständig bleiben, wie die Praxis inzwischen auch bestätigt hat. 
Nachdem diese Situation in einer Besprechung mit Vertretern 
der Bundesärztekammer, des Bundesverbandes der deutschen 
Zahnärzte und der deutschen Tierärzteschaft am 14. April 1965 
noch einmal klar herausgestellt worden war, - bei dieser Be- 
sprechung hatten die Vertreter der Ärzteschaft übrigens emp- 
fohlen, die Ärztetafel wieder aufzuheben - habe ich nach vor- 
heriger Besprechung mit Schreiben vom 7. Mai 1965 den Bun- 
desminister für Gesundheitswesen gebeten, zu prüfen, ob er die 
Gebühren für die Zweiteinträge der Ärzte in seinem Bereich 
auf den Bundeshaushalt übernehmen könne. Der Betrag wird 
auf jährlich ca. 2 Mio DM für alle amtlichen Fernsprechbücher 
zusammen geschätzt; er würde sich etwa verdoppeln, wenn für 
die „örtlichen Fernsprechbücher" die gleiche Regelung wie für 
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die amtlichen Fernsprechbücher getroffen würde. Nach dieser 
Prüfung wird es im Hinblick auf die anderen Möglichkeiten, 
die Rufnummer eines Arztes zu erfahren, nicht für vertretbar 
gehalten, den Bundeshaushalt mit einer jährlich wiederkehren- 
den Ausgabe von 2 oder gar 4 Mio DM zu belasten. 

Wie sich aus obiger Darstellung ergibt, ist es nicht möglich, das 
Ersuchen des Deutschen Bundestages sinnvoll auszuführen, ins- 
besondere weil die Ärzte nach Angabe der Bundesärztekammer 
im Hinblick auf die ärztliche Berufsordnung keinen Zweitein- 
trag beantragen dürfen, solange nicht alle niedergelassenen 
Ärzte zweifach eingetragen werden, und gleichzeitig die Ärzte 
wegen der Gebühren auch nicht zu einem Zweiteintrag ver- 
pflichtet werden können. Ein kostenloser Zweiteintrag ist nicht 
möglich, ein Kostenträger ist ebenfalls nicht zu finden. 

Die Bundesärztekammer als Vertreterin der Ärzteschaft hat 
die Ärztetafel von Anfang an abgelehnt und inzwischen auf 
ihre Abschaffung gedrängt. Sie wollte eine andere Art der 
drucktechnischen Hervorhebung, und zwar als Fettdruck haben, 
obwohl es außer der Ärztetafel keine praktikable Möglichkeit 
der Hervorhebung gibt. 

Ich darf hier noch bemerken, daß in örtlichen Fernsprech- 
büchern gegen Bezahlung Fettdruck oder größerer Druck mög- 
lich ist, weil die Herstellungskosten dieser örtlichen Fern- 
sprechbücher aus den Einnahmen von fettgedruckten Einträgen 
und Anzeigen gedeckt werden. Den Ärzten ist es jedoch nach 
ihrer Berufsordnung (Verbot der Werbung) nicht gestattet, 
eine hervorgehobene Eintragung zu beantragen. 

In den amtlichen Fernsprechbüchern ist eine drucktechnische 
Hervorhebung einzelner Teilnehmer durch besonders fette 
Schrift nicht vorgesehen. Wollte man die Einträge der Ärzte 
in den amtlichen Fernsprechbüchern dennoch mit besonderer 
Schrift hervortreten lassen, so müsse das bisherige und auch 
das geplante, zukünftige Herstellungsverfahren für die amt- 
lichen Fernsprechbücher mit erheblichen Kosten umgestellt 
werden. Auch würden sicherlich weitere Gruppen von Fern- 
sprechteilnehmern gleiche Wünsche Vorbringen, denen dann 
aus Gründen der Gleichbehandlung aller Fernsprechteilnehmer 
entsprochen werden müßte. Damit kann das erstrebte Ziel 
- eine Hervorhebung der Einträge der Ärzte - auf die Dauer 
nicht erreicht werden. 

Dem Ersuchen des Deutschen Bundestages w~äre nur durch eine 
vollständige Ärztetafel voll zu entsprechen. Trotz meiner Be- 
mühungen konnte das Ersuchen nicht ausgeführt werden, und 
nach den bisherigen Erklärungen der Bundesärztekammer be- 
steht auch keine Möglichkeit, es künftig auszuführen. 

Ich bitte daher, das Ersuchen zurückzunehmen. 


Stücklen 
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